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1 Das neue Abgabenänderungsgesetz 2014 
 
Am 28.2.2014 wurde das AbgÄG 2014 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Die Regierungs-
vorlage (RV) wurde noch in einigen wenigen Punkten im Finanzausschuss und durch einen 
Abänderungsantrag im Plenum des Nationalrates geändert. Nachstehend finden Sie eine 
Zusammenfassung der wichtigsten Punkte des AbgÄG. Die Änderungen gegenüber der Re-
gierungsvorlage sind kursiv geschrieben.  
 

1.1 Einkommensteuer  
• Entfall der 75%-Vortragsgrenze für Verluste 
Bis zur Veranlagung 2013 konnten Verlustvorträge höchstens mit 75% der Einkünfte ver-
rechnet werden. Diese Verrechnungsgrenze entfällt ab der Veranlagung 2014 für Ein-
kommensteuerpflichtige. Bei der Körperschaftsteuer bleibt die 75%-Ver-
rechnungsgrenze aber weiterhin bestehen. 

In vielen Fällen kann diese Maßnahme aber zu einer zusätzlichen Steuerbelastung führen. 
Die Regelung, dass im Regelfall ein Viertel der Einkünfte versteuert werden musste, ermög-
lichte es einerseits, Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen steuerwirksam zu 
berücksichtigen und andererseits die niedrigen Tarifstufen bei der Einkommensteuer aus-
zunützen. 

• Nachversteuerung ausländischer Verluste bei fehlender Amtshilfe 
Bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Einkommens konnten seit einigen Jahren auch aus-
ländische Verluste (z.B. Verluste aus einer ausländischen Betriebsstätte oder einer ausländi-
schen Vermietungstätigkeit) aus Staaten berücksichtigt werden, mit denen ein Doppelbe-
steuerungsabkommen besteht, das die Befreiungsmethode vorsieht. Diese Verluste müssen 
grundsätzlich dann nachversteuert werden, wenn sie im Ausland steuermindernd berück-
sichtigt werden könn(t)en. Ab der Veranlagung 2015 sollen derartige ausländische Ver-
luste, die im Inland berücksichtigt wurden, nach drei Jahren zwingend nachversteuert 
werden müssen, wenn mit dem ausländischen Staat, aus dem die Verluste stammen, keine 
umfassende Amtshilfe besteht. Die bis zur Veranlagung 2014 berücksichtigten und noch 
nicht nachversteuerten Verluste aus Staaten ohne umfassende Amtshilfe müssen mindes-
tens zu je einem Drittel in den Jahren 2016 bis 2018 nachversteuert werden. Verluste aus 
Betrieben oder Betriebsstätten aus Wirtschaftsjahren, die vor dem 1.3.2014 enden, müssen 
jedoch nicht nachversteuert werden, wenn sie aus Betrieben oder  Betriebsstätten stam-
men, die vor dem 1.3.2017 veräußert oder aufgegeben wurden und im Ausland nicht mehr 
verwertet werden können. 

• Abzinsung von Rückstellungen  
Rückstellungen mit einer Laufzeit von über einem Jahr für sonstige Verbindlichkeiten und 
drohende Verluste sind derzeit nur mit 80% steuerwirksam. Die restlichen 20% stellen eine 
pauschale Abzinsung dar. Diese pauschale Annahme führt zu einer Ungleichbehandlung von 
Rückstellungen mit sehr kurzer Laufzeit (z.B. Prozesskostenrückstellungen mit Laufzeit von 
2 Jahren) und Rückstellungen mit sehr langer Laufzeit (z.B. Rückstellungen für Altlastensa-
nierungsverpflichtungen mit Laufzeit von 20 Jahren). 
Künftig müssen langfristige Rückstellungen mit einem fixen Zinssatz von 3,5% über die 
voraussichtliche Laufzeit abgezinst werden. Die Neuregelung gilt für Rückstellungen, die 
erstmalig für Wirtschaftsjahre gebildet werden, die nach dem 30.6.2014 enden, d.h. 
bei Bilanzierung nach dem Kalenderjahr bereits für den Jahresabschluss zum 31.12.2014. 

Für Rückstellungen mit einer Laufzeit von bis zu 6 Jahren wird sich somit künftig ein höhe-
rer steuerlicher Bilanzansatz ergeben, bei einer Laufzeit von 20 Jahren wird hingegen der 
Bilanzansatz nur mehr rd. 50% betragen. 

Für langfristige Rückstellungen, die bereits für Wirtschaftsjahre gebildet wurden, die vor 
dem 1.7.2014 enden, ist grundsätzlich der bisherige 80%-Ansatz fortzuführen, sofern sich 
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bei Abzinsung mit 3,5% über die Restlaufzeit nicht ein niedrigerer Wert ergibt. Der Diffe-
renzbetrag ist gewinnerhöhend aufzulösen und linear auf drei Jahre nachzuversteuern.  

Pensions- und Jubiläumsgeldrückstellungen sind weiterhin unverändert mit 6% abzu-
zinsen. 

• Begrenzung der Absetzbarkeit von Jahresgehältern über 500.000 € 
Gehälter, die 500.000 € pro Person im Wirtschaftsjahr übersteigen, sind nur bis zu 
diesem Höchstbetrag steuerlich abzugsfähig. Vom Anwendungsbereich dieser Bestimmung 
sind echte Dienstnehmer und vergleichbar organisatorisch eingegliederte Personen (inklusi-
ve überlassene Personen) erfasst, unabhängig davon, ob sie aktiv tätig sind oder in der 
Vergangenheit Arbeits- oder Werkleistungen erbracht haben. Eine „vergleichbar orga-
nisatorisch eingegliederte Person“ erbringt ihre vereinbarte Arbeits- oder Werkleistung au-
ßerhalb eines Dienstvertrages, ist aber in die Organisation des Unternehmens oder der Be-
tätigung in einer einem Dienstnehmer vergleichbaren Weise eingegliedert (z.B. Vorstand 
einer AG, Geschäftsführer einer GmbH, die nicht im Rahmen eines echten Dienstverhältnis-
ses tätig sind). Ist das der Fall, soll die Regelung unabhängig von der arbeits-, sozialversi-
cherungs- oder steuerrechtlichen Qualifikation des Beschäftigungsverhältnisses anzuwenden 
sein. 

Das zu kürzende Entgelt umfasst alle Geld- und Sachleistungen, nicht jedoch Auslagener-
sätze, wie z.B. Reisekosten. Die vom Unternehmer zu entrichtenden Lohnnebenkosten kön-
nen aber ungekürzt abgesetzt werden.  

Wird die Arbeits- oder Werkleistung nicht für ein volles Kalenderjahr erbracht, ist der 
Höchstbetrag von 500.000 € monatsweise zu aliquotieren. Die Kürzung soll auch zur An-
wendung kommen, wenn eine Person mehrere Entgelte von verbundenen Betrieben, Perso-
nengesellschaften oder verschiedenen Konzerngesellschaften erhält. 

Dem Abzugsverbot unterliegen auch Firmenpensionen, Pensionsabfindungen und 
Pensionsrückstellungen bzw. sonstige Bezüge gem § 67 Abs 6 EStG (wie z.B. freiwillige 
Abfertigungen), soweit sie nach der geplanten Neuregelung nicht mit 6 % versteu-
ert werden.  Nicht betroffen ist hingegen die gesetzliche Abfertigung.   

Das Abzugsverbot gilt für Aufwendungen, die ab dem 1.3.2014 anfallen.  
 

• Sonstige Änderungen 

- Einschränkung des investitionsbedingten Gewinnfreibetrages  
Als begünstigte Investitionen für die Geltendmachung des Gewinnfreibetrages (GFB) dürfen 
künftig neben Sachinvestitionen nur mehr Wohnbauanleihen herangezogen werden. Die 
Neuregelung wird für Wirtschaftsjahre, die nach dem 30.6.2014 enden (d.h. im Regelfall 
bereits für das Kalenderjahr 2014), wirksam. Vorläufig ist die Einschränkung bis Ende 
2016 befristet. 

Die vierjährige Behaltefrist für von in der Vergangenheit angeschafften Wertpapieren bleibt 
unverändert aufrecht. Entgegen den Ausführungen im Begutachtungsentwurf sollen aber 
weiterhin Wertpapieranschaffungen zur Vermeidung der Nachversteuerung im Falle der vor-
zeitigen Tilgung möglich sein.  

 

- Einmalerlagsversicherungen 
Er- und Ablebensversicherungen unterliegen nur dann der Einkommensteuer, wenn es sich 
um eine Einmalerlagsversicherung handelt und die Laufzeit weniger als 15 Jahre beträgt. 
Für Versicherungsneuabschlüsse ab 1.3.2014 wird die Grenze auf 10 Jahre gesenkt, wenn 
sowohl der Versicherungsnehmer als auch die versicherte Person das 50. Lebensjahr voll-
endet haben. In diesen Fällen kommt dann auch der ermäßigte Versicherungssteuersatz von 
4% zur Anwendung. 
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- Erweiterung der beschränkten Steuerpflicht auf Zinsen 
Zinsen aus inländischen Bankeinlagen und Forderungswertpapieren, die an (natürliche oder 
juristische) Personen bezahlt werden, welche in Drittstaaten ansässig sind, sollen künftig 
einem KEST-Abzug unterliegen. Damit erfolgt eine Gleichstellung mit EU-Bürgern, bei denen 
die EU-Quellensteuer einbehalten wird. Die Bestimmung tritt mit 1.1.2015 in Kraft.  
 

- Aufhebung der Befristung für die Solidarabgabe 
Die ursprünglich für die Jahre 2013 bis 2016 eingeführte Einschränkung der begünstigten 
Besteuerung von sonstigen Bezügen bei Einkünften aus unselbständiger Tätigkeit von mehr 
als rd 185.000 € pa gilt nunmehr unbefristet. Analog dazu wurde auch die Befristung für die 
Reduktion des 13%igen Gewinnfreibetrages (GFB) ab 175.000 € aufgehoben. 
 

- Abschaffung der steuerlichen Begünstigung von „Golden Handshakes" 

Mit der (zweifelhaften) Begründung, durch die Abschaffung der steuerlichen Begünstigungen 
für „Golden Handshakes“ soll erreicht werden, dass Dienstnehmer länger beschäftigt wer-
den, wurde die begünstigte Besteuerung von freiwilligen Abfertigungen eingeschränkt. 
Konnten bisher drei laufende Monatsgehälter als freiwillige Abfertigung begünstigt mit 6 % 
versteuert werden, sind künftig nur mehr Beträge bis zur neunfachen SV-
Höchstbemessungsgrundlage (das entspricht im Jahr 2014 40.770 €) begünstigt.  Bei 
den darüber hinausgehenden dienstzeitabhängigen Zahlungen wird der maßgebende Mo-
natsbezug mit der dreifachen SV-Höchstbemessungsgrundlage begrenzt, d.h., dass bei 
12/12 der laufenden Bezüge im Jahr 2014 163.040 € begünstigt mit 6 % versteuert werden 
können. Bei Vergleichszahlungen und Kündigungsentschädigungen wird das steuer-
freie Fünftel ebenfalls auf ein Fünftel der neunfachen SV-
Höchstbemessungsgrundlage (das entspricht im Jahr 2014 8.154 €) eingeschränkt. Die 
Änderungen sind bereits auf Auszahlungen ab dem 1.3.2014 anzuwenden (Ausnahme: 
freiwillige Abfertigungen, die im Rahmen eines vor dem 1.3.2014 beschlossenen Sozialpla-
nes ausbezahlt werden).  
 

1.2 Körperschaftsteuer 

• Gruppenbesteuerung 

- Räumliche Einschränkung 
Ab 1.3.2014 können nur mehr ausländische Kapitalgesellschaften in eine Unternehmens-
gruppe einbezogen werden, wenn sie in einem EU-Staat oder in einem Drittstaat, mit dem 
eine umfassende Amtshilfe besteht, ansässig sind. Bereits bestehende ausländische Grup-
penmitglieder, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, scheiden allerdings am 1.1.2015 ex 
lege aus der Unternehmensgruppe aus, was zur Nachversteuerung der bisher zugerechne-
ten Verluste führt. Der nachzuversteuernde Betrag ist in diesem Fall über drei Jahre gleich-
mäßig verteilt anzusetzen. 
 

- Einschränkung der Verluste  
Derzeit können zuzurechnende Verluste ausländischer Gruppenmitglieder im laufenden Jahr 
zur Gänze mit den positiven inländischen Einkünften innerhalb einer Steuergruppe verrech-
net werden. Künftig sollen Verluste ausländischer Gruppenmitglieder im Jahr der Verlustzu-
rechnung höchstens im Ausmaß von 75% des gesamten inländischen Gruppeneinkommens 
berücksichtigt werden können. Die verbleibenden 25% gehen in den Verlustvortrag des 
Gruppenträgers ein. Die Bestimmung ist erstmalig bei der Veranlagung des Gruppenein-
kommens für 2015 anzuwenden. 
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- Firmenwertabschreibung 
Für Beteiligungen, die nach dem 28.2.2014 angeschafft werden, ist keine Firmenwertab-
schreibung mehr möglich. Noch offene Fünfzehntel aus der Firmenwertabschreibung für vor 
dem 1.3.2014 angeschaffte Beteiligungen können künftig dann noch geltend gemacht wer-
den, wenn sich dieser Steuervorteil auf die Bemessung des Kaufpreises auswirken konnte. 
Diese Einschränkung der Übergangsvorschrift soll angeblich nur dazu dienen, dass man 
nicht nachträglich für ausländische EU-Gruppenmitglieder ebenfalls die Firmenwertabschrei-
bung geltend machen kann. 
 

• Zinsen und Lizenzgebühren 
Aufwendungen aus konzerninternen Zinsen- und Lizenzzahlungen sind zukünftig nur 
mehr dann abzugsfähig, wenn diese beim Empfänger angemessen, d.h. mit zumindest 
10%, besteuert werden. Das Abzugsverbot wird bereits auf Zahlungen ab 1.3.2014 an-
gewendet. 
 

1.3 Rückkehr zur „alten“ GmbH 
Die im Vorjahr groß propagierte „GmbH light“ wurde im Endeffekt wieder abgeschafft und 
das Mindeststammkapital ab 1.3.2014 wieder mit 35.000 € festgelegt. Es ist allerdings 
möglich, bei Neugründung einer GmbH im Gesellschaftsvertrag neben der „normalen“ 
Stammeinlage von insgesamt 35.000 € eine „gründungsprivilegierte“ Stammeinlage 
von mindestens 10.000 € festzusetzen, auf die dann lediglich 5.000 € (statt 17.500 €) ein-
zuzahlen ist.  

Die ursprünglich vorgesehene Verpflichtung, dass diese neuen „gründungsprivilegierten“ 
Gesellschaften (bzw. Gesellschaften, die ihr Stammkapital auf unter 35.000 € herabgesetzt 
haben) während 10 Jahren ein Viertel ihres Jahresgewinnes in eine besondere gesetzliche 
Rücklage einstellen müssen, ist in der endgültigen Gesetzesfassung nicht mehr enthalten. 
Auf die Tatsache der „Gründungsprivilegierung“ wird zwar im Firmenbuch hingewiesen, Ge-
schäftspapiere müssen aber keinen Hinweis enthalten. Die Gründungsprivilegierung endet 
nach 10 Jahren, d.h. dass die Mindesteinzahlung nach spätestens zehn Jahren auf 17.500 € 
aufzustocken ist.  

Diese Neuregelung hat auch steuerliche Auswirkungen. Die Mindestkörperschaftsteuer 
wird damit wieder auf 1.750 € (zwischenzeitlich 500 €) angehoben, wobei für Neugrün-
dungen ab 1.7.2013 eine Ermäßigung für die ersten fünf Jahre von 125 € pro Quartal und 
für weitere fünf Jahre von 250 € pro Quartal vorgesehen ist. Für alle anderen GmbHs be-
trägt die Mindeststeuer ab dem 2. Quartal 2014 wieder 437,50 €.  
 

1.4 Sonstige Änderungen 

• Umsatzsteuer 
Die Grenze für Kleinbetragsrechnungen, bei denen die Umsatzsteuer nicht gesondert 
ausgewiesen werden muss, wird von 150 € (brutto) auf 400 € (brutto) angehoben. 
 

• Gesellschaftsteuer 
Die Gesellschaftsteuer wird mit 1.1.2016 abgeschafft.  
 

• Normverbrauchsabgabe 
Die Normverbrauchsabgabe (NoVA) wird ab 1.3.2014 nach einem vom CO2-Ausstoß ab-
hängigen progressiven Tarif berechnet werden. Der auf volle Prozentsätze zu rundende 
Steuersatz ergibt sich aus der Formel: (CO2-Emissionswert in Gramm je km minus 90 
Gramm) dividiert durch 5. Die NoVA wird aber durch Einziehen eines Höchststeuersatzes 
von 32 % für Fahrzeuge mit einem CO2-Ausstoß von 250 g/km gedeckelt. Allerdings fällt 
bei einem CO2-Ausstoß über 250 g/km eine Zusatzsteuer von 20 €/g an. Für Fahrzeuge, für 



 
 
 
 

       www.essl-stb.at                   SEITE 5 
  

die bis zum 15.2.2014 ein unwiderruflicher Kaufvertrag abgeschlossen wurde, kommt 
die alte NoVA-Regelung zur Anwendung, wenn die Übergabe des Fahrzeuges vor dem 
1.10.2014 erfolgt.   
 
Außerdem wurden die Beträge der motorbezogenen Versicherungssteuer und der 
Kraftfahrzeugsteuer für Krafträder und Fahrzeuge mit einem höchstzulässigen Gesamt-
gewicht unter 3,5 to inflationsbedingt angepasst. 
 

• Verbrauchssteuern 
Aus gesundheitspolitischen Überlegungen wurde die Alkohol-, Schaumwein- und Tabaksteu-
er erhöht.  
 

• Stabilitätsabgabe für Banken 
Die Bemessungsgrundlage für die Abgabe wurde geändert und der Steuersatz sowie der 
Sonderbeitrag spürbar erhöht. 
 
 
2 Mieterhöhungen ab 01.04.2014 
 

2.1 Richtwertmietzins 
Der Richtwert ist der Ausgangswert für den Mietzins von ab dem 1.3.1994 vermieteten 
Wohnungen der Kategorien A, B und C, die in Gebäuden liegen, die vor dem 9.5.1945 er-
richtet wurden, und bei Kategorie A und B nicht über 130 m² Nutzfläche aufweisen. Die 
Richtwerte für Mieten werden alle zwei Jahre neu festgesetzt. Die Erhöhung bemisst sich an 
der Steigerung der Verbraucherpreise. Mit 1.4.2014 wurden die Richtwerte nun wieder um 
rd. 5 % angehoben und betragen (bis 31.3.2016) daher (in € je m² Nutzfläche): 
 

 
 1.4.2010- 

31.3.2012 
€ / m² 

1.4.2012 - 
31.3.2014 

€ / m² 

Richtwert neu ab 
1.4.2014 
€ / m² 

Burgenland 4,47 4,70 4,92 

Kärnten 5,74 6,03 6,31 

Niederösterreich 5,03 5,29 5,53 

Oberösterreich 5,31 5,58 5,84 

Salzburg 6,78 7,12 7,45 

Steiermark 6,76 7,11 7,44 

Tirol 5,99 6,29 6,58 

Vorarlberg 7,53 7,92 8,28 

Wien 4,91 5,16 5,39 
 

Mietzinserhöhungen bei bestehenden Richtwertmietverträgen mit entsprechenden Wertsi-
cherungsvereinbarungen können erst ab der Mietzinsperiode Mai 2014 verlangt werden. 
Das Erhöhungsbegehren hat schriftlich zu erfolgen und ist nach dem 1.4.2014 abzusenden. 
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Dieses Schreiben muss wenigstens 14 Tage vor dem Zinstermin beim Mieter einlangen. 
Achtung: zu früh abgesendete Schreiben entfalten gar keine Wirkung, während zu spät 
beim Mieter einlangende Schreiben ihre Wirkung für den dann nächsten Zinstermin entfal-
ten. 

 
Da seit 1.1.2009 der jeweils zum 31. Oktober des Vorjahres geltende Richtwert gem. § 5 
des Richtwertgesetzes als Sachbezugswert pro Quadratmeter Wohnfläche für Dienstwoh-
nungen anzusetzen ist, erhöhen sich die Sachbezugswerte für Dienstwohnungen ab 
1.1.2015 entsprechend.  
 

2.2  Kategoriemietzins 

Zufällig gleichzeitig mit der Erhöhung der Richtwerte wurden auch die Kategoriemieten und 
die Mindestmietzinse (ehemalige Erhaltungs- und Verbesserungsbeiträge) mit Stichtag 
1.4.2014 erhöht.  

 

Kategorie Kategoriemietzins  €/m² Mindestmietzins €/m² 

A 3,43 2,27 

B 2,57 1,71 

C und D brauchbar 1,71 1,14 

D unbrauchbar 0,86 0,86 
 

Aufgrund der Anhebung des Kategoriemietzinses für die Kategorie A erhöht sich auch das 
vom Hausverwalter im Rahmen der Betriebskosten in Rechnung zu stellende Hausverwal-
tungspauschalentgelt ab dem 1.4.2014 auf € 3,43 je m Nutzfläche und Jahr.  
Der Mindestmietzins ist für alle Mietverträge, die dem Vollanwendungsbereich des Miet-
rechtsgesetzes unterliegen und vor dem 1.3.1994 abgeschlossen wurden, von Relevanz. Die 
Mietzinserhöhung muss nach den oben beim Richtwertmietzins dargelegten Regeln erfolgen. 
 
 
3 Sonstige Erneuerungen 
 
3.1 Erhöhung der Sachbezugswerte für Dienstautos ab 01.03.2014 
 
Wie von der Koalitionsregierung bereits im Arbeitsübereinkommen angekündigt, wird der 
Höchstwert für den Sachbezug für Dienstautos ab 1. März 2014 von bisher 600 € auf 
720€ pm angehoben. Werden durchschnittlich pro Monat höchstens 500 km privat gefah-
ren, sind künftig maximal 360 € pm als Sachbezug anzusetzen. Betroffen von der Erhöhung 
sind Dienstautos mit Anschaffungskosten über 40.000 €. Bei Anschaffungskosten bis 
48.000 € ist der neue Sachbezugswert mit 1,5 % bzw. 0,75 % der Anschaffungskosten zu 
berechnen. Bei Anschaffungskosten ab 48.000 € sind dann generell 720 € bzw. 360 € pm 
anzusetzen. 
 
3.2 Handwerkerbonus: NEU 
 
Der Nationalrat hat am 26.3.2014 ein - umgangssprachlich als „Handwerkerbonus“ be-
zeichnetes Gesetz über die Förderung von Handwerkerleistungen beschlossen. Demnach 
sollen Handwerkerleistungen in Zusammenhang mit der Renovierung, Erhaltung und Moder-
nisierung von im Inland gelegenem Wohnraum mit einem Zuschuss von 20 %, maximal 
aber € 600 (das sind 20 % der maximal förderbaren Kosten von € 3.000) pro Jahr und 
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Förderungswerber, gefördert werden. Der Wohnraum muss für eigene Wohnzwecke ge-
nutzt werden. Gefördert werden nur die vom Handwerker in Rechnung gestellten Arbeits-
leistungen (inklusive Fahrtkosten). Die Renovierungsarbeiten müssen in der Zeit vom 
01.07.2014 bis 31.12.2015 begonnen werden. Aus dem Budget werden für diese Maß-
nahme im Jahr 2014  10 Mio € und 2015 20 Mio € zur Verfügung gestellt. In Anbe-
tracht der begrenzten Mittel kann man nur mit Interesse die Details zur Abwicklung der 
Förderung abwarten.   
 
3.3 Zulassungsfrist für ausländische Fahrzeuge 
 
Nach bisheriger Verwaltungsauffassung ist man davon ausgegangen, dass ein im Ausland 
zugelassenes Fahrzeug, das von Personen mit Hauptwohnsitz im Inland nach Österreich 
gebracht wird, spätestens nach einem Monat in Österreich zuzulassen ist, da hier ein dau-
ernder Standort im Inland vermutet wird. Der VwGH hat in einem Erkenntnis Ende 2013 
jedoch entschieden, dass diese Monatsfrist durch jede Auslandsfahrt neu zu laufen beginnt. 
Diese Rechtsprechung hätte zur Folge gehabt, dass man mit einem ausländischen Fahrzeug 
relativ leicht der österreichischen KFZ-Steuer und NoVA entkommen wäre, wenn man nach-
weislich ein Mal pro Monat damit ins Ausland gefahren wäre. Wie nicht anders zu erwarten, 
hat der Gesetzgeber Ende März 2014 eine Änderung des Kraftfahrgesetzes beschlossen und 
klargestellt, dass eine vorübergehende Verbringung ins Ausland die 1-Monatsfrist 
nicht unterbricht. Ob er aber mit dem rückwirkenden Inkrafttreten ab 14.8.2002 
dieser „Klarstellung“ durchkommt, bleibt abzuwarten. 
 
3.4 VwGH – Auslandsschulbesuch als außergewöhnliche Belastung 
 
Bekanntlich können Aufwendungen für die Berufsausbildung eines Kindes außerhalb 
des Wohn-ortes mit einem Pauschbetrag von € 110 pro angefangenem Kalender-
monat als außergewöhnliche Belastung (ohne Selbstbehalt) berücksichtigt werden. Voraus-
setzung ist, dass in der Nähe des Wohnortes keine entsprechende Ausbildungsmöglichkeit 
besteht. Wie die vielen höchstgerichtlichen Entscheidungen zeigen, hat genau diese Voraus-
setzung immer wieder zu unterschiedlichen Auffassungen zwischen Steuerpflichtigem und 
Finanzverwaltung geführt. Der VwGH nimmt hier zunehmend eine großzügige Haltung ein. 
Im Vorjahr hat der VwGH erstmals die Gewährung des Pauschbetrags für die Teilnahme an 
einem ausländischen Schüleraustauschprogramm anerkannt,, wobei in diesem Falle als zu-
sätzliche Begründung eine konkrete Studienabsicht an einer amerikanischen Universität vor-
lag.  In einer ganz aktuellen Entscheidung hat der VwGH nunmehr ganz allgemein festge-
stellt, dass der im Rahmen des Schulunterrichtsgesetzes geförderte Auslandsschul-
besuch zur Förderung der allgemeinen Sprachkompetenz ebenfalls einen Anspruch 
auf den Pauschbetrag für die außergewöhnliche Belastung vermittelt. 
 
 
 
 


